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Liebe Kunden, 

mindestens jeder dritte Neuwagen in Deutschland 
ist ein Dienstwagen – mehr als eine Million Fahr-
zeuge jedes Jahr. Eine enorm hohe Zahl, die wie-
derspiegelt, dass das „Dienstwagenprivileg“ längst 
nicht mehr nur hohen Verantwortungsträgern 
vorbehalten ist. 

In der letzten Zeit haben die steuerlich in der Re-
gel recht attraktiven Autos vermehrt den BFH be-
schäftigt. Betroffen sind Sie von den Urteils-
sprüchen aber nur, wenn der Geschäftswagen 
tatsächlich ausschließlich dienstlich benutzt wird. 
Konnten Sie hier bislang mittels des sogenannten 
Anscheinsbeweises widerlegen, dass das Fahr-
zeug auch privat bewegt wird, ist nunmehr allein 
entscheidend, ob der Arbeitgeber die private Nut-
zung vertraglich erlaubt hat oder nicht. Sind pri-
vate Fahrten nicht verboten, entsteht jetzt auto-
matisch ein zu versteuernder geldwerter Vorteil. 

Obwohl die Reaktion der Finanzverwaltung zum 
Urteil noch aussteht, ist es im Zweifel ratsam, die 
entsprechende Regelung im Arbeitsvertrag zu 
prüfen und die private Nutzung auszuschließen. 
Vorher empfehlen wir jedoch, unsere Zusammen-
fassung gleich zu Beginn dieser DOMUSplus zu 
lesen. Bei Fragen darüber hinaus sind wir wie 
immer gern für Sie da. 

Herzlichst, Ihre 

 

 

Dr. Klaus-Peter Hillebrand Uwe Penzel 
DOMUS AG WTS Wohnungswirtschaftliche  
Vorstandsvorsitzender Treuhand in Sachsen GmbH 
 Geschäftsführer 
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AKTUELLES AUS DER RECHTSSPRECHUNG 

1 ABKEHR VON BISHERIGER RECHTSAUF-
FASSUNG ZUR DIENSTWAGENGESTELLUNG 
AN ARBEITNEHMER 

 BFH-Urteile vom 21. März.2013, VI R 31/10, BFH/NV 
2013, S. 1298 und VI R 46/11, BFH/NV 2013, S. 1302 
sowie VI R 42/12, BFH/NV 2013, S. 1305 

 BFH-Urteil vom 18. April 2013, VI R 23/12, BFH/NV 
2013, S. 1316 

In diesen vier Urteilen hat der BFH entschieden, dass 
die unentgeltliche oder verbilligte Zurverfügungstel-
lung eines betrieblichen Fahrzeugs an einen Arbeit-
nehmer zu einem steuerpflichtigen geldwerten 
Vorteil führt, auch wenn dieser das Fahrzeug tatsäch-
lich nicht privat nutzt. 

Bisher war es dem Steuerpflichtigen möglich, die 
Vermutung (der Finanzverwaltung) der tatsächlichen 
Privatnutzung eines Firmenfahrzeuges zu widerlegen. 
Die Widerlegung des sog. „Anscheinsbeweises“ 
konnte bisher anhand geeigneter Aufzeichnungen, 
bspw. Werkstattrechnungen, Kalender oder auch 
durch Vorlage von Fahrtenbüchern erfolgen.  

Nunmehr kommt es nur noch darauf an, ob feststeht, 
dass ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer ein Firmen-
fahrzeug zur privaten Nutzung überlässt. Der Arbeit-
nehmer ist dadurch bereichert. Der Vorteil umfasst die 
Zurverfügungstellung des Fahrzeuges selbst sowie die 
Übernahme sämtlicher nutzungsunabhängiger und 
nutzungsabhängiger Kosten (Bsp. Versicherung, Repa-
ratur-, Wartungs- und Treibstoffkosten). 

Selbst wenn tatsächlich keine private Nutzung erfolgt, 
erspart sich der Arbeitnehmer, nach Meinung des BFH, 
die nutzungsunabhängigen Kosten (Vorhalten eines 
betriebsbereiten Kfz). 

Anmerkung: 

Wird dem Arbeitnehmer überhaupt kein Fahrzeug 
überlassen, dann darf auch der „Anscheinsbeweis“ 
nicht zur Anwendung kommen. Das heißt, für den Mit-
arbeiter der ein betriebliches Fahrzeug ausschließ-
lich für dienstliche Zwecke überlassen bekommt 
und beispielsweise im Arbeitsvertrag eine private Nut-
zung ausdrücklich ausgeschlossen ist, für den darf, 
wie bisher, auch keine Privatnutzung unterstellt wer-
den. Eine arbeitsvertragliche Überwachung der Einhal-
tung eines arbeitsrechtlichen Verbotes vom Arbeitge-
ber oder gar die Unterstellung einer unbefugten Nut-
zung seitens des Arbeitnehmers entfällt (VI R 23/12). 
Von Scheinverboten ist jedoch abzuraten. 

Fazit: 

Erst wenn hinreichend feststeht, dass eine Nutzungs-
möglichkeit eines Firmenfahrzeuges vorliegt, ist der 
geldwerte Vorteil zu bewerten. Hier stehen nach der 

gesetzlichen Vorgabe im § 8 Absatz 2 EStG zwei be-
kannte Bewertungsmethoden zur Verfügung: 1 %-
Methode oder Fahrtenbuchmethode. 

2 ZAHLUNG EINES MINDERWERTAUSGLEICHS 
WEGEN SCHÄDEN AM LEASINGFAHRZEUG 
NICHT UMSATZSTEUERBAR 

 BFH-Urteil vom 20. März 2013, XI R 6/11, DStR 2013, 
S. 1593, DB 2013, S. 1706 

 BGH-Urteil vom 18. Mai 2011, VIII ZR 260/10, DB 
2011, S. 2084 

Echte Schadenersatzleistungen und Entschädigungen 
sind nach dem Umsatzsteuergesetz kein Entgelt und 
damit nicht umsatzsteuerbar. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass der lea-
singtypische Minderwertausgleich nicht der Umsatz-
steuer zu unterwerfen ist. Es fehlt der für einen Leis-
tungsaustausch im umsatzsteuerrechtlichen Sinne er-
forderliche unmittelbare Zusammenhang zwischen 
Leistung und Gegenleistung bezogen auf den vom 
Leasingnehmer gezahlten Minderwertausgleich, weil 
diesem objektiv keine eigenständige Leistung des Lea-
singgebers gegenübersteht. Der Leasingnehmer 
schuldet insofern kein Entgelt für eine vereinbarte 
Leistung, sondern er leistet Ersatz für einen Schaden, 
der seine Ursache in einer nicht mehr vertragsgemä-
ßen Nutzung des Fahrzeugs hat. 

Bereits der Bundesgerichtshof hatte im Jahr 2011 ent-
schieden, dass ein Minderwertausgleich, den der Lea-
singgeber bei vorzeitiger Vertragsbeendigung oder 
nach regulärem Vertragsablauf wegen einer über 
normale Verschleißerscheinungen hinausgehenden 
Verschlechterung der zurückzugebenden Leasingsache 
vom Leasingnehmer beanspruchen kann, ohne Um-
satzsteuer zu berechnen ist. 

3 EINKÜNFTEERZIELUNGSABSICHT BEI LANG-
JÄHRIGEM, STRUKTURELLEM LEERSTAND 

 BFH-Urteil vom 11. Dezember 2012, IX R 14/12, DStR 
2013, S. 247, DB 2013, S. 264 

 BFH-Urteil vom 9. Juli 2013, IX R 48/12, DStR 2013, 
S. 1656, DB 2013, S. 1760 

 BFH-Urteil vom 19. Februar 2013, IX R 7/10, BFH/NV 
2013, S. 1019, DB 2013, S. 1149 

Der Bundesfinanzhof hatte im Jahr 2012 präzisiert, 
unter welchen Voraussetzungen Aufwendungen für 
langjährig leer stehende Wohnimmobilien als 
Werbungskosten zu berücksichtigen sind.  

Im entschiedenen Fall stand eine Stadtvilla zwischen 
1992 bis 1997 nach einer Fremdvermietung leer. Ein 
Miteigentümer kaufte im November 1997 die Stadtvil-
la und beauftragte eine Wohnungsgesellschaft mit der 
Verwaltung und Vermietung der Villa.  
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Er fand aber keinen Mieter. In der Stadt stand rund 
die Hälfte des Mietwohnraums leer. Außerdem ist eine 
Vermietung aufgrund des baulichen Zustands des Ob-
jekts nicht möglich. Die Stadtvilla müsste grundlegend 
saniert werden. 

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die erklär-
ten Werbungskostenüberschüsse nicht mehr geltend 
gemacht werden können, weil die ursprünglich beste-
hende Einkünfteerzielungsabsicht hinsichtlich die-
ses Objekts ohne Zutun des Eigentümers wegge-
fallen ist. Eine Vermietung ist auf absehbare Zeit 
mangels entsprechender Nachfrage nicht zu erreichen. 
Das Objekt müsste grundlegend saniert werden, um 
sinnvoll am Markt platziert werden zu können. Eine 
solche Sanierung muss jedoch unter Berücksichtigung 
des gegenwärtig niedrigen Mietpreisniveaus als un-
wirtschaftlich eingeschätzt werden. 

In einem weiteren Fall hatte der Bundesfinanzhof über 
die Einkünfteerzielung bei einer gewerblichen Zwi-
schenvermietung zu entscheiden. Aufwendungen für 
ein nach Anmietung leerstehendes Gewerbeobjekt 
können als vorab entstandene Werbungskosten ab-
ziehbar sein. Voraussetzung ist jedoch, dass der Zwi-
schenmieter die Einkünfteerzielungsabsicht erkennbar 
aufgenommen und sie später nicht aufgegeben hat. 
Ist von Anfang an bekannt oder stellt sich später her-
aus, dass für ein seit Jahren leerstehendes Objekt, so 
wie es baulich gestaltet ist, kein Markt besteht, muss 
eine Einkünfteerzielungsabsicht zunächst verneint 
werden. Nur wenn der Zwischenmieter zielgerichtet 
darauf hinwirkt, dass das Objekt durch bauliche Um-
gestaltung in einen vermietbaren Zustand versetzt 
wird, ist dies anders zu beurteilen. 

4 EINKÜNFTEERZIELUNGSABSICHT BEI 
MIETVERTRAGSÜBERNAHME 

 BFH-Urteil vom 22. Januar 2013, IX R 13/12, BFH/NV 
2013, S. 11, DStR 2013, S. 1164 

Tritt der Erwerber eines Mietobjekts in einen beste-
henden Mietvertrag ein, genügt eine Befristung des 
Mietverhältnisses alleine nicht, um eine Einkunfts-
erzielungsabsicht zu verneinen. Bei der Prüfung der 
Einkünfteerzielungsabsicht ist bei Eintritt des Erwer-
bers in das Mietverhältnis des Veräußerers davon aus-
zugehen, dass für den Übergang die allgemeinen ge-
setzlichen Regelungen greifen. 

Enthält der Mietvertrag Regelungen, die speziell auf 
die Person des Veräußerers bezogen sind, gelten diese 
nicht in jedem Fall für den Erwerber. So ist z. B. eine 
Klausel wegen einer möglichen Selbstnutzung durch 
den Veräußerer nicht bindend für das Mietverhältnis 
des Erwerbers. In diesem Fall ist vielmehr davon aus-
zugehen, dass ein Mietverhältnis auf unbestimmte 
Zeit vorliegt. 

5 ANERKENNUNG VON MIETVERHÄLTNISSEN 
ZWISCHEN NAHEN ANGEHÖRIGEN UND 
NAHESTEHENDEN PERSONEN 

 FG Düsseldorf, Urteil vom 1. Dezember 2010, 12 K 
4518/08 

 BFH-Urteil vom 1. August 2012, IX R 18/11 

 BFH-Urteil vom 22. Januar 2013, IX R 70/10, BFH/NV 
2013, S. 1067 

Die steuerrechtliche Anerkennung des Vereinbarten 
setzt voraus, dass die Verträge zivilrechtlich wirksam 
zustande gekommen sind, inhaltlich dem zwischen 
Fremden Üblichen entsprechen und so auch durchge-
führt werden. An den Beweis des Abschlusses und den 
Nachweis der Ernsthaftigkeit von Vertragsgestaltun-
gen sind strenge Anforderungen zu stellen, je 
mehr die Umstände auf eine private (Mit-)Veran-
lassung des Rechtsverhältnisses hindeuten. 

Eltern hatten mit ihrem Sohn einen Mietvertrag ge-
schlossen. Die Miete war betragsmäßig beziffert. Al-
lerdings folgte dieser Mietpreisangabe der Zusatz 
„vorbehaltlich der Anerkennung durch das Fi-
nanzamt“. 

Das Finanzgericht Düsseldorf entschied, dass ein 
Mietvertrag zwischen nahen Angehörigen, in dem die 
vereinbarte Miethöhe unter dem Vorbehalt einer Aner-
kennung durch das Finanzamt steht, nicht dem unter 
Fremden Üblichen entspricht und deshalb steuerrecht-
lich nicht anerkannt werden kann. Die Rechtsausfüh-
rungen des Finanzgerichts wurden durch den Bundes-
finanzhof bestätigt. 

Der Begriff der „nahestehenden Personen“ ist lediglich 
im Außensteuergesetz definiert. Er ist weiter gefasst 
als der Personenkreis der „nahen Angehörigen“. Ein 
Mietverhältnis zwischen dem Vermieter und einer von 
den Eltern der Lebensgefährtin beherrschten GmbH ist 
als ein zwischen nahestehenden Personen geschlosse-
ner Mietvertrag anzusehen. Das gilt auch, wenn der 
Vermieter lediglich wirtschaftlicher Eigentümer des 
Grundstücks ist. 

6 GRUNDERWERBSTEUERPFLICHT BEI 
MITTELBAREM GESELLSCHAFTERWECHSEL 
EINER GRUNDSTÜCKSBESITZENDEN 
PERSONENGESELLSCHAFT 

 BFH-Urteil vom 24. April 2013, II R 17/10, DStR 2013, 
S. 1280 

Der Grunderwerbsteuer unterliegt nicht nur der Er-
werb eines Grundstücks, sondern unter bestimmten 
Voraussetzungen u. a. auch der Wechsel im Gesell-
schafterbestand einer Personengesellschaft. Gehört 
zum Vermögen einer Personengesellschaft ein inländi-
sches Grundstück und ändert sich innerhalb von fünf 
Jahren der Gesellschafterbestand unmittelbar oder 
mittelbar dergestalt, dass mindestens 95 % der 
Anteile am Gesellschaftsvermögen auf neue Ge-
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sellschafter übergehen, unterliegt der Gesellschafter-
wechsel als fiktiver Wechsel des Grundstückseigentü-
mers der Grunderwerbsteuer. 

Entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung hat 
der Bundesfinanzhof entschieden, dass eine Verände-
rung der Beteiligungsverhältnisse an einer im maß-
geblichen Fünfjahreszeitraum unmittelbar an der 
grundstücksbesitzenden Personengesellschaft beteiligt 
gebliebenen Gesellschaft diese nur dann fiktiv zu einer 
neuen Gesellschafterin werden lässt, wenn sich in die-
sem Zeitraum deren Gesellschafterbestand im wirt-
schaftlichen Ergebnis vollständig geändert hat. Ein 
nicht vollständiger Wechsel reicht nicht aus. Kapital-
gesellschaften und Personengesellschaften als Gesell-
schafterin der grundstücksbesitzenden Personenge-
sellschaft sind dabei gleich zu behandeln. 

Der Bundesfinanzhof ist entgegen der Finanzverwal-
tung auch der Auffassung, dass sich bei mehrstöcki-
gen Beteiligungsstrukturen der Gesellschafterbestand 
auf allen Beteiligungsebenen vollständig geändert ha-
ben muss. 

Beispiel (zum Grundsachverhalt einer einstöckigen Be-
teiligungsstruktur): 

Am Gesellschaftsvermögen der grundstücksbesitzen-
den A-GmbH & Co. KG ist alleine die Kommanditistin 
B-GmbH beteiligt. An der B-GmbH sind A zu 96 % und 
B zu 4 % beteiligt. A veräußert seine Beteiligung an C. 

Die Übertragung unterliegt nicht der Grunderwerb-
steuer, da auf der Ebene der B-GmbH kein vollständi-
ger Gesellschafterwechsel stattgefunden hat. Sollte B 
allerdings innerhalb von fünf Jahren nach der Veräu-
ßerung durch A ebenfalls seine Beteiligung veräußern, 
so entstünde die Grunderwerbsteuer im Zeitpunkt der 
zweiten Veräußerung. Bemessungsgrundlage ist der 
Grundstücksbedarfswert. 

Die Auffassung des Bundesfinanzhofs ist auch für 
künftige Übertragungsvorgänge zu beachten. Sie ist 
nicht durch die umfangreich in der Presse dargestellte 
Gesetzesänderung überholt, mit der der Gesetzgeber 
sog. RETT-Blocker-Strukturen beseitigt hat. 

7 ÜBERNAHME DER ERWERBSNEBENKOSTEN 
EINES GRUNDSTÜCKS DURCH VERÄUßERER 
MINDERT DIE GRUNDERWERBSTEUER 

 BFH-Urteil vom 17. April 2013, II R 1/12, BFH/NV 
2013, S. 1188, DStR 2013, S. 1130 

Von Gesetzes wegen trägt der Käufer eines Grund-
stücks die mit dem Erwerb zusammenhängenden Ne-
benkosten (z. B. Notar, Grundbuch). Verpflichtet sich 
der Veräußerer, dem Erwerber diese Kosten zu erstat-
ten, gehören diese Kosten nicht zur Bemessungs-
grundlage der Grunderwerbsteuer. 

 

Ist also ein Gesamtkaufpreis einschließlich der Er-
werbsnebenkosten vereinbart worden, sind die Er-
werbsnebenkosten herauszurechnen. Dies gilt aller-
dings nicht für die Grunderwerbsteuer, da diese nicht 
ihre eigene Bemessungsgrundlage beeinflusst. 

8 ERSTMALIGE BERUFSAUSBILDUNG SETZT 
KEIN BERUFSAUSBILDUNGSVERHÄLTNIS 
VORAUS 

 BFH-Urteil vom 28. Februar 2013, VI R 6/12, BFH/NV 
2013, S. 1166, DStR 2013, S. 1223 

Während Aufwendungen für die erstmalige Berufsaus-
bildung nur bis zu 6.000 € als Sonderausgaben ab-
zugsfähig sind, können die Kosten bei Ausbildungs-
dienstverhältnissen, einer Fortbildung im ausgeübten 
Beruf oder einer weiteren Berufsausbildung unbe-
schränkt abgezogen werden. 

Der Bundesfinanzhof hatte über die Behandlung von 
Aufwendungen einer Flugbegleiterin zu entscheiden, 
die sich zur Pilotin ausbilden ließ. Das Finanzamt ließ 
nur den beschränkten Sonderausgabenabzug zu und 
meinte, die Ausbildung zur Pilotin sei die erste Berufs-
ausbildung, weil die vorige Ausbildung zur Flugbeglei-
terin keine Ausbildung nach dem Berufsbildungsgesetz 
gewesen war. 

Das Gericht erkannte die Aufwendungen in voller 
Höhe an, weil die Ausbildung zur Flugbegleiterin die 
erstmalige Berufsausbildung und die Ausbildung zur 
Pilotin eine weitere war. Dass die Ausbildung zur Flug-
begleiterin nicht im Berufsbildungsgesetz geregelt ist, 
war dabei unerheblich. 

9 AUFWANDSUNABHÄNGIGE INANSPRUCH-
NAHME DER ENTFERNUNGSPAUSCHALE FÜR 
FAMILIENHEIMFAHRTEN 

 BFH-Urteil vom 18. April 2013, VI R 29/12, DStR 
2013, S. 1373 

 BFH-Urteil vom 28. Februar 2013, VI R 33/11, DStR 
2013, S. 1222 

Die Entfernungspauschale für eine wöchentliche Fami-
lienheimfahrt im Rahmen einer doppelten Haushalts-
führung kann auch dann in Anspruch genommen wer-
den, wenn ein Arbeitnehmer für die Fahrt keine Kos-
ten hatte. Vom Arbeitgeber steuerfrei geleistete Rei-
sekostenvergütungen und steuerfrei gewährte Frei-
fahrten sind jedoch mindernd auf die Entfernungspau-
schale anzurechnen.  

Der Bundesfinanzhof hat dies so entschieden und 
deutlich gemacht, dass diese Begünstigung vom 
Gesetzgeber gewollt und durch umwelt- und 
verkehrspolitische Lenkungszwecke gerechtfer-
tigt ist. 
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In einem weiteren Urteil, kommt der Senat zu einem 
anderen Ergebnis: Überlässt ein Arbeitgeber seinem 
Arbeitnehmer einen Dienstwagen für dessen Familien-
heimfahrten, so kann dieser allerdings keinen Wer-
bungskostenabzug für diese Fahrten geltend machen, 
weil ihm kein eigener Aufwand entsteht. 

10 ALTERSTEILZEITBEZÜGE WÄHREND DER 
FREISTELLUNGSPHASE KEINE VERSOR-
GUNGSBEZÜGE 

 BFH-Urteil vom 21. März 2013, VI R 5/12, BFH/NV 
2013, S. 1304, DB 2013, S. 1458 

Die in der Freistellungsphase einer Altersteilzeit nach 
dem sogenannten Blockmodell geleisteten Zahlungen 
sind keine Versorgungsbezüge. Als Versorgungsbezü-
ge gelten nur Ruhegehälter und diesen gleichgestellte 
Bezüge, wie z. B. Witwen- oder Waisengelder. Die Be-
züge müssen also einem Versorgungszweck dienen.  

Die im Rahmen einer Altersteilzeit während der Frei-
stellungsphase gezahlten Bezüge sind jedoch Entloh-
nungen für die aktive Tätigkeit. Der Abzug eines Ver-
sorgungsfreibetrags ist somit nicht möglich. 

11 ABZUG AUßERGEWÖHNLICHER KFZ-KOSTEN 
ALS WERBUNGSKOSTEN NEBEN DER ENT-
FERNUNGSPAUSCHALE 

 FG Niedersachsen, Urteil vom 24. April 2013, 9 K 
218/12, (Revision eingelegt, Az. BFH: VI R 29/13), 
EFG 2013, S. 1104 

Für die Wege zwischen Wohnung und regelmäßiger 
Arbeitsstätte wird ab dem Jahr 2001 grundsätzlich 
unabhängig vom Verkehrsmittel zur Abgeltung der 
Aufwendungen eine Entfernungspauschale gewährt. 
Die Höhe der tatsächlichen Aufwendungen ist unbe-
achtlich. Durch die Entfernungspauschale sind sämtli-
che Aufwendungen abgegolten. Lediglich Unfallkosten 
sind als außergewöhnliche Kosten neben der Entfer-
nungspauschale zu berücksichtigen. 

Einem Arbeitnehmer war ein Missgeschick passiert. 
Eine Falschbetankung auf dem Weg zur Arbeits-
stelle verursachte einen Motorschaden. Den be-
antragten Werbungskostenabzug der Reparaturkosten 
lehnte das Finanzamt ab. 

Das Niedersächsische Finanzgericht gab dem Arbeit-
nehmer jedoch Recht und hat die steuerliche Abzugs-
fähigkeit dieser Kfz-Reparatur-Aufwendungen bejaht. 
Das Gericht hat sich mit diesem Urteil gegen die zu 
diesem Problemkreis bisher ergangene Finanzgerichts-
Rechtsprechung und die Auffassung der Finanzverwal-
tung gestellt. Der Bundesfinanzhof muss nun für 
Rechtsklarheit sorgen. 

12 ZINSLOSES DARLEHEN UNTERLIEGT TROTZ 
ZINSVERBOTS NACH ISLAMISCHEM RECHT 
DER SCHENKUNGSTEUER 

 FG Düsseldorf, Urteil vom 20. März 2013, 4 K 
3143/12, (Revision eingelegt, Az.: BFH II R 19/13), 
EFG 2013, S. 951 

Jede freigebige Zuwendung unter Lebenden, soweit 
der Bedachte durch sie auf Kosten des Zuwendenden 
bereichert wird, unterliegt der Schenkungsteuer. 

Selbst in der Gewährung eines zinslosen Darlehens 
sieht die Rechtsprechung einen schenkungsteuer-
pflichtigen Vorgang. Der Bundesfinanzhof begründet 
dies mit dem Verzicht auf eine Einnahmemöglich-
keit, weil die Einnahmequelle (das hingegebene Kapi-
tal) einem anderen unentgeltlich überlassen wird und 
dadurch dem Darlehensgeber die Möglichkeit genom-
men wird, das Kapital Ertrag bringend anzulegen. 

Das Finanzgericht Düsseldorf bestätigt diese enge 
Rechtsprechung: Die zinslose Überlassung eines Dar-
lehens unterliegt auch dann der Schenkungsteuer, 
wenn der Darlehensgeber nach islamischem Recht 
keine Zinsen berechnen darf. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

13 EINGESCHRÄNKTE REICHWEITE EINER 
BEFREIUNG VON RENTENVERSICHERUNGS-
PFLICHT- MITGLIEDSCHAFT IN BERUFS-
STÄNDISCHEN VERSORGUNGSWERKEN 

 Bundessozialgericht (BSG), Urteile vom 31. Oktober 
2012, B 12 R 8/10 R, B 12 R 3/11 R und B 12 R 5/10 

Das BSG hat zur Problematik der Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht und der anschließenden 
Mitgliedschaft in berufsständischen Versorgungswer-
ken geurteilt. Eine festgestellte Befreiung von der 
Rentenversicherungspflicht gilt nur für die tat-
sächlich ausgeübte Beschäftigung oder selbst-
ständige Tätigkeit.  

Wird diese Beschäftigung oder die selbstständige Tä-
tigkeit aufgegeben, endet die Wirkung der Befreiung. 
Ein erneuter Antrag auf Befreiung von der Rentenver-
sicherungspflicht ist erforderlich.  

Für Altfälle (Beginn der aktuellen Beschäftigung vor 
dem 31. Oktober 2012) soll es nach bisherigen Infor-
mationen einen gewissen Vertrauensschutz geben, mit 
der Folge, dass die Befreiung von der Rentenversiche-
rungspflicht weiterhin ihre Gültigkeit hat. 

Ob dies zutreffend ist, sollte für jeden einzelnen Fall 
gesondert geprüft und mit der Deutschen Rentenver-
sicherung abschließend und rechtssicher geklärt wer-
den. Ansonsten drohen eventuelle Beitragsforderun-
gen gegenüber den Arbeitgebern, mit der Folge, dass 
zusätzliche Kosten nachträglich entstehen.  
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Ein Beitragsanspruch gegenüber dem betroffenen Mit-
arbeiter auf die Rückforderung des Arbeitnehmeran-
teils zur Rentenversicherung ist nach § 28g SGB IV 
wegen Zeitablaufs dann nicht mehr durchsetzbar. 

Weitere Informationen zu diesem Thema erhalten Sie 
online unter www.deutsche-rentenversicherung.de 
oder auf der Seite der Knappschaft Bahn See. 

AKTUELLES AUS DER FINANZVERWALTUNG 

14 UMKEHR STEUERSCHULDNERSCHAFT BEI 
WIEDERVERKAUF VON ELEKTRIZITÄT 

 BMF-Schreiben vom 19. September 2013, IV D 3 - S 
7279/12/10002 

Mit dem Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz vom 
26. Juni 2013 wird der Anwendungsbereich der Steu-
erschuldnerschaft des Leistungsempfängers für Liefe-
rungen von Gas oder Elektrizität sowie von Wärme 
oder Kälte durch einen im Ausland ansässigen Unter-
nehmer (§ 13b Abs. 2 Nr. 5 UStG) auf Lieferungen 
von Gas oder Elektrizität durch einen im Inland ansäs-
sigen Unternehmer ergänzt. Danach soll der Leis-
tungsempfänger Steuerschuldner sein, wenn der Leis-
tungsempfänger und der liefernde Unternehmer Wie-
derverkäufer von Elektrizität im Sinne des § 3g Abs. 1 
UStG sind (vgl. § 13b Abs. 5 Satz 4 UStG). 

Laut Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen 
sind Betreiber von dezentralen Stromgewinnungsanla-
gen (z. B. Photovoltaik- bzw. Windkraftanlagen, Bio-
gas-Blockheizkraftwerke) keine Wiederverkäufer von 
Elektrizität im Sinne des § 3g UStG. Es ist davon aus-
zugehen, dass ein Unternehmer Wiederverkäufer 
von Elektrizität ist, wenn er einen im Zeitpunkt der 
Ausführung des Umsatzes gültigen Nachweis nach 
dem Vordruckmuster USt 1 TH im Original oder in Ko-
pie vorlegt (Änderung des Umsatzsteuer-Anwen-
dungserlasses 13b.3a. Abs. 2 Satz 4 und 6). 

Bei Lieferungen von Elektrizität durch einen im Inland 
ansässigen Unternehmer an einen anderen Unterneh-
mer in den Fällen, in denen der liefernde Unternehmer 
und der Leistungsempfänger Wiederverkäufer von 
Elektrizität im Sinne des § 3g Abs. 1 UStG sind, die 
nach dem 31. August 2013 und vor dem 1. Januar 
2014 ausgeführt werden, ist es beim leistenden Un-
ternehmer und beim Leistungsempfänger nicht zu be-
anstanden, wenn die Vertragspartner einvernehmlich 
noch von der Steuerschuldnerschaft des leistenden 
Unternehmers nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 UStG ausge-
gangen sind. Voraussetzung hierfür ist, dass der Um-
satz vom leistenden Unternehmer in zutreffender 
Höhe versteuert wird. 

 

 

15 MAßGEBLICHKEIT BEI DER STEUERLICHEN 
RÜCKSTELLUNGSBEWERTUNG 

 EStÄR 2012, veröffentlicht am 25. März 2013, BStBl 
2013 I S. 276 

 OFD Münster, Verfügung vom 13.07.2012 

Schon nach Auffassung der bundesweit abgestimmten 
Verfügung der Oberfinanzdirektion Münster soll der 
handelsrechtliche Wertansatz von Rückstellun-
gen auch für die Steuerbilanz maßgeblich sein, 
wenn der handelsrechtliche Wertansatz niedriger als 
die Rückstellungsbewertung nach § 6 Abs. 1 
Nr. 3a EStG ist.  

Diese Ansicht geht auf den Einleitungssatz der vorge-
nannten Vorschrift zurück („Rückstellungen sind 
höchstens insbesondere unter Berücksichtigung fol-
gender Grundsätze anzusetzen …“) und wird der Ge-
setzesbegründung zum Steuerentlastungsgesetz 
1999/2000/2002 entnommen. 

Die Einkommensteuer-Änderungsrichtlinien 2012 grei-
fen in R 6.11 Abs. 3 EStÄR die Auffassung der Oberfi-
nanzdirektion Münster auf: „Mit Ausnahme der Pensi-
onsrückstellungen darf die Höhe der Rückstellung in 
der Steuerbilanz den zulässigen Ansatz in der Han-
delsbilanz nicht überschreiten.“ Für den Gewinn, der 
sich aus der erstmaligen Anwendung des Bilanzmo-
dernisierungsgesetzes durch die Auflösung von Rück-
stellungen ergibt (die bereits in dem vor dem 1. Janu-
ar 2010 endenden Wirtschaftsjahr passiviert wurde), 
kann jeweils in Höhe von 14/15 eine gewinnmin-
dernde Rücklage passiviert werden, die in den 
folgenden vierzehn Wirtschaftsjahren jeweils mit min-
destens einem Fünfzehntel gewinnerhöhend aufzulö-
sen ist. 

Die Auffassung der Finanzverwaltung ist rückwir-
kend in allen noch offenen Veranlagungszeiträumen 
anzuwenden, da die Finanzverwaltung die Einkom-
mensteuer-Änderungsrichtlinie auch für frühere Ver-
anlagungszeiträume anwendbar hält, soweit die Rege-
lungen der Erläuterung der bestehenden Rechtslage 
dienen. Inwieweit die Auffassung der Finanzverwal-
tung tatsächlich als Klarstellung anzusehen ist bzw. ob 
eine Berücksichtigung bereits vor dem Veranlagungs-
zeitraum vor 2012 erfolgen muss, bleibt abzuwarten. 

In der Literatur wird die Auffassung der Finanzverwal-
tung kritisiert. 
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16 ANTEIL AN INSTANDSETZUNGSRÜCK- 
STELLUNG IST ZU AKTIVIEREN 

 BFH-Urteil vom 5. Oktober 2011, I R 94/10, DStR 
2012, S. 173, DB 2012, S. 205 

In unserer Ausgabe 2/2012 haben wir bereits auf das 
Urteil vom 5. Oktober 2011 hingewiesen. Danach 
muss ein bilanzierender Gewerbetreibender, dem eine 
Eigentumswohnung gehört und der Zahlungen in eine 
von der Wohnungseigentümergemeinschaft gebildete 
Instandhaltungsrückstellung (umgangssprachlich In-
standhaltungsrücklage) geleistet hat, seine Beteili-
gung an der Instandhaltungsrückstellung mit dem Be-
trag der geleisteten und noch nicht verbrauchten Ein-
zahlungen aktivieren. Das heißt, sofern die Instand-
haltungsrückstellung in der Vergangenheit noch nicht 
in der Steuerbilanz berücksichtigt wurde, sind nach 
Auffassung des BFH in der ersten offen Bilanz noch 
nicht verbrauchte Zuführungsbeträge ergebnis-
wirksam zu aktivieren. 

Diese Vorgehensweise wird mit der Definition des 
steuerlichen Begriffs „Wirtschaftsgut“ begründet. Ob-
wohl der handelsrechtlich Begriff „Vermögensgegen-
stand“ sich nicht vollständig deckt, erscheint auch ein 
handelsrechtlicher Ansatz mit Verweis auf die BFH-
Rechtsprechung dennoch gerechtfertigt. In der Han-
delsbilanz werden deshalb auch in der Praxis Aktivie-
rungen in laufender Rechnung ertragswirksam nach-
geholt. Die Nachaktivierung kann zu hohen einmaligen 
Erträgen im laufenden Jahr führen. 

Hinweis:  

Wenn der Eigentümer einer Eigentumswohnung diese 
zur Erzielung von Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung nutzt, waren schon vor o. g. Urteil nach 
gefestigter Rechtsprechung des BFH, die von ihm in 
eine Instandhaltungsrückstellung eingezahlten Beträ-
ge erst mit deren Verbrauch durch die Eigentümerge-
meinschaft als Werbungskosten abziehbar. Durch o. g. 
Urteil wurde bestätigt, dass die Versagung des Wer-
bungskostenabzug im Bereich der Überschusseinkünf-
te entsprechend zur Versagung von Betriebskosten für 
die Gewinnermittlung durch Vermögensvergleich glei-
chermaßen gilt. 

17 STEUERRECHTLICHES WAHLRECHT ZUR 
TEILWERTABSCHREIBUNG 

 BMF vom 12. März 2010, IV C 6 – S. 2133 /09/10001 

Vermögensgegenstände des Anlage- und Umlaufver-
mögens sind bei voraussichtlich dauernder Wertmin-
derung außerplanmäßig abzuschreiben (§ 253 Abs. 3 
Satz 3. Abs. 4 HGB). Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und 
Nr. 2 Satz 2 EStG kann (entspricht Wahlrecht) bei ei-
ner voraussichtlich dauernden Wertminderung der 
Teilwert angesetzt werden. Die Beibehaltung eines 
niedrigeren Teilwerts setzt in den Folgejahren den 

jährlichen Nachweis voraus (entsprechend dem Wert-
aufholungsgebot in der Handelsbilanz bei Wegfall der 
Gründe für niedrigeren Wertansatz). 

Zur Anwendung des § 5 Abs. 1 EStG i. d. F. des 
BilMoG hat das Bundesministerium für Finanzen wie 
folgt Stellung genommen: „Die Vornahme einer au-
ßerplanmäßigen Abschreibung in der Handelsbilanz ist 
nicht zwingend in der Steuerbilanz durch eine Teil-
wertabschreibung nachzuvollziehen; der Steuerpflich-
tige kann darauf auch verzichten. Hat der Steuer-
pflichtige in einem Wirtschaftsjahr eine Teilwertab-
schreibung vorgenommen und verzichtet er in einem 
darauf folgenden Jahr auf den Nachweis der dauern-
den Wertminderung, ist zu prüfen, ob eine willkürliche 
Gestaltung vorliegt.“ 

Von der Finanzverwaltung wird offensichtlich die 
alternierende Gestaltung von Teilwertabschrei-
bung und Wertaufholung als kritisch angesehen. 

Dagegen ist für die Ausübung des Wahlrechts zur 
Teilwertabschreibung keine Einschränkung bezüglich 
der zeitlichen Ausübung ersichtlich. Eine Teilwertab-
schreibung könnte somit auch in einem folgenden 
Veranlagungszeitraum nachgeholt werden - vorausge-
setzt, die Wertminderung ist zu diesem Zeitpunkt vo-
raussichtlich von Dauer. 
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